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K l e i n e  A n f r a g e

des Abgeordneten Peter Moskopp (CDU)

Vergabe öffentlicher Aufträge an Generalunternehmer und Generalübernehmer 

Die in Rheinland-Pfalz geltende Verwaltungsvorschrift „Öffentliches Auftragswesen in Rheinland-Pfalz vom 18. August 2021“ 
ist durch die Mittelstandsklausel bzw. den Grundsatz der Teil- und Fachlosevergabe geprägt. In Ausnahmefällen ermöglicht diese 
Klausel die zusammengefasste Vergabe eines öffentlichen Auftrages, der aus mehreren Losen besteht, wenn wirtschaftlich oder 
technische Gründe dies erfordern.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Was ist der Grund dafür, dass in Rheinland-Pfalz die Möglichkeiten des Vergaberechts in Bezug auf General- und Totalunter-

nehmervergaben im Vergleich zu anderen Bundesländern, z. B. Berlin, auch dann nicht ausgeschöpft werden, wenn für ein 
Bauvorhaben eines öffentlichen Auftraggebers ein dringender Bedarf besteht, z. B. bei Wohnbauvorhaben, Schulen oder Kinder-
tagesstätten?

2.	 Was ist der Grund dafür, dass in Rheinland-Pfalz die Möglichkeiten des Vergaberechts in Bezug auf die Bauauftragung von System-
anbietern (Stichwort: modulares Bauen) im Vergleich zu anderen Bundesländern, z. B. Berlin, auch dann nicht ausgeschöpft 
werden, wenn für ein Bauvorhaben eines öffentlichen Auftraggebers ein dringender Bedarf besteht, z. B. bei Wohnbauvorhaben, 
Schulen oder Kindertagesstätten?

3.	 Wie viele General- und Totalunternehmervergaben erfolgten durch öffentliche Auftraggeber in Rheinland-Pfalz seit Inkraft-
treten des neuen § 7 Abs. 2a Mittelstandsförderungsgesetz, das den Landtag ermächtigt, in einer besonderen Ausnahmesituation 
auf die losweise Vergabe von öffentlichen Aufträgen zu verzichten?

4.	 Hat die Landesregierung Erkenntnisse darüber, dass die Anwendung von § 7 Abs. 2a Mittelstandsförderungsgesetz die Interessen 
des Mittelstandes geschädigt hat? Dies auch vor dem Hintergrund, dass zahlreiche Mittelständler als Nachunternehmer von 
General- oder Totalunternehmern/Systemanbietern tätig werden.

5.	 Erwägt die Landesregierung, im Landtag die Feststellung einer besonderen Ausnahmesituation im Sinne von § 7 Abs. 2a Mittel-
standsförderungsgesetz auch für andere Anwendungsfälle zu beantragen, z. B. für den dringend notwendigen Neubau von 
Kindertagesstätten und Schulen?
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